
Liebe Leserinnen und Leser,

in dieser 18. Ausgabe der Oberhausener Beilage zur Avanti findet Ihr
eine Stellungnahme gegen Gewalt an Frauen ebenso wie gegen
rassistische Brandstifter.
Wir dokumentieren den Aufruf des Frauen-Plenums Oberhausen zu
einer kämpferischen Demonstration am 8. März, an der auch wir uns
beteiligen.
Ebenso findet Ihr den Aufruf des Solidaritätskomitees 1 . Mai zur
Solidarität mit von Repression betroffenen AntifaschistInnen. Anlass
hierfür war die Demonstration gegen Pro NRW am 1. Mai 2015 in
Oberhausen Osterfeld (siehe Avanti O. Nr. 10, Juni 2015).

Wir wünschen Euch eine anregende Lektüre!
Eure Redaktion
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M it den Vorfällen in der Silvesternacht 2015 in Köln rückte ein Problem
in den Blick der Öffentlichkeit, das sonst wenig Aufmerksamkeit
erfährt: Sexuelle Übergriffe gegen Frauen, die unterhalb einer

Vergewaltigung blieben.
In der BRD ist „sexuelle Belästigung“ kein eigenständiger Straftatbestand

und wird demzufolge nicht entsprechend der Schwere der Tat bestraft. Die
massenhaften Übergriffe auf Frauen in der Kölner Silvesternacht könnten
nun der Anlass sein, um die längst fällige Änderung des Sexualstrafrechts
nun endlich in Angriffzu nehmen.
Aber weit gefehlt. Der Blick der Öffentlichkeit hat sich rasch wieder

abgewandt von den betroffenen Frauen, ihren Bedürfnissen und Interessen.
Stattdessen wurden die Übergriffe instrumentalisiert, um eine rassistische
Hetzkampagne zu starten.
Weil die Täter von Köln offenbar zu einem großen Teil aus

nordafrikanischen Ländern stammen, wurde bald nicht mehr die sexuelle
Belästigung von Frauen thematisiert, sondern stattdessen quer durch die
Medien angebliche Rede- und Denkverbote über straffällige Migranten
beklagt. Nicht wenige, auch Linke und Feministinnen, sahen sich plötzlich

genötigt, sich zu rechtfertigen. Sie meinen betonen zu müssen, dass sie
sexuelle Gewalt auch dann ablehnen, wenn sie von Migranten ausgeht.
Andere diskutieren über „kriminelle Ethnien“ oder rufen direkt zur
Bekämpfung derselben auf, während gleichzeitig die alltägliche Gewalt
gegen Frauen als weniger gravierend immer noch verharmlost wird.
Andere Stimmen gibt es auch, aber sie prägen derzeit nicht das

gesellschaftliche Klima.
So wurde der Boden bereitet für die Gründung von „Bürgerwehren“

durch völkische vermeintlich besorgte Menschen, auch in Oberhausen.
Rassistische Schläger und Brandstifter fühlen sich ermutigt – ein weiterer
Anstieg der Angriffe auf Geflüchtete und Flüchtlingsunterkünfte ist die
Folge. Auch in Oberhausen hat es in den letzten Wochen zwei Anschläge auf
Wohnheime im Bau gegeben. Derartige Verbrechen gehören mittlerweile
zum deutschen Alltag. Kaum einer der Täter wurde bislang gefasst.
Wir Frauen müssen den Umarmungsversuchen von völkischen

„Frauenrettern“ – und Sexisten – jeglicher Couleur eine klare Absage
erteilen! In der März-Ausgabe der Avanti O. wird zu dem Thema ein
ausführlicher Beitrag erscheinen. �

Rassistische Hetze: Nicht in unserem Namen!
PETRA STANIUS__________
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RSB/IV. Internationale
Wer wir sind und was wir wollen

D er Revolutionär Sozialistische Bund (RSB) ist Teil der 1938 ge-
gründeten IV. Internationale. Sie ist in über 50 Ländern aktiv und
hält grundlegende Probleme der Welt – Krieg, Umweltzerstörung,

Arbeitslosigkeit, Armut und Hunger – im Rahmen der kapitalistischen
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung nicht für lösbar. Sie strebt eine
selbstverwaltete sozialistische Demokratie an, die die Ausbeutung des
Menschen durch den Menschen beendet. Deshalb fördert der RSB alle
Bemühungen, aktiv und gemeinsam mit anderen politischen Strömun-
gen für die sozialen Errungenschaften, demokratischen Rechte und

wirtschaftlichen Interessen insbesondere der arbeitenden Klasse ein-
zutreten. Er unterstützt den Kampf gegen Rassismus, Frauenunter-
drückung und jede Art von Diskriminierung. Er setzt sich für den
Erhalt der Umwelt ein. Er fordert die politische, rechtliche und soziale
Gleichstellung aller in der Bundesrepublik lebenden Menschen und die
völlige Gleichstellung der Geschlechter. Ziel des RSB ist es, das Ver-
trauen der Menschen in ihre eigene Kraft zur radikalen Veränderung
zu stärken. Der Schwerpunkt seiner Aktivitäten liegt in den außerpar-
lamentarischen Kämpfen. �

V.i.S.d.P.: RSB, 68026 Mannheim

TERMINE (weitere Infos beim RSB Oberhausen)

• Samstag, 13.02.16, Demo gegen die NATO „Sicherheits“-Konferenz,
13:00 Uhr, Stachus, München

• Dienstag, 16.02.16, 12:00 Uhr, Aktionskreis gegen Unternehmer-
willkür (AKUWILL), Gewerkschaftshaus, Oberhausen

• Dienstag, 16.02.16, 19:00 Uhr, Frauen-Plenum Oberhausen,
Marktstr. 133, Oberhausen

• Dienstag, 08.03.16, 11:55 Uhr, Demo zum Internationalen Frauen-
kampftag, Treffpunkt: Kommunales Integrationszentrum,
Mülheimer Str. 200, Oberhausen

Aufruf zur Solidarität
Am 1. Mai 201 5 fand in Oberhausen-Osterfeld auf dem Marktplatz eine
Kundgebung der rassistischen Partei „Pro NRW“ statt.
Wir, ein breites Bündnis von Organisationen und Einzelpersonen, über

Gewerkschaften bis hin zu Pfadfindern und der evangelischen Kirche, sind
mit ca. 400 TeilnehmerInnen am 1. Mai 2015 dem Aufrufdes Antifaschisti-
schen Bündnisses Oberhausen / Runder Tisch gegen Rechts gefolgt und ha-
ben lautstark auf dem Osterfelder Marktplatz mit einem bunten
Kulturprogramm gegen den Auftritt von „Pro NRW“ protestiert. Dadurch
wurde an diesem Tag das Verbreiten der Hassbotschaften durch die Rassis-
tInnen von „ProNRW“ in Oberhausen-Osterfeld zumindest gestört.

Damit hatte die Einsatzleitung der Polizei
allerdings ein Problem
Das zeigte sie schon vor Beginn der „Pro NRW“-Kundgebung durch aggres-
sives und provozierendes Verhalten gegenüber TeilnehmerInnen der anti-
rassistischen Proteste. Kleinste Vorfälle wurden zum Anlass genommen, um
völlig unverhältnismäßig und brutal, sowohl Pfefferspray als auch Schlag-
stöcke, gegen TeilnehmerInnen der Gegenkundgebung einzusetzen.
Selbst nach Abfahrt des „Pro NRW“-Busses wurden willkürlich zwei

Gruppen von Personen – insgesamt ca. 70 Menschen – eingekesselt und er-
kennungsdienstlich behandelt, ohne dass konkrete Vorwürfe gegen sie vor-
lagen.
Inzwischen gibt es gegen mindestens acht Personen Strafbefehle, mit

Vorwürfen, die von angeblichen Verstößen gegen das Versammlungsge-
setz und das Vermummungsverbot bis hin zu Landfriedensbruch reichen.

Angeklagt sind acht, gemeint sind wir alle
Diese juristische Repression soll den übertriebenen Polizeieinsatz nachträg-
lich rechtfertigen. Antirassistische und antifaschistische Proteste sollen kri-
minalisiert und die Betroffenen auf diese Weise eingeschüchtert werden.
Wir, das „Solidaritätskomitee 1. Mai“, kritisieren dieses Vorgehen, das zu-
dem in einer Zeit stattfindet, in der es einen bedrohlichen gesellschaftlichen
Rechtsruck gibt.
Während Flüchtlingsheime brennen – auch in Oberhausen gab es bereits

Angriffe – und die „Verteidigung“ der deutschen Außengrenzen gegen Ge-
flüchtete mit Waffengewalt bei einem Viertel der Bevölkerung Zustimmung
findet und während Menschen, ob nun Geflüchtete oder deren Unterstütze-
rInnen, immer häufiger von einem rechten Mob angegriffen werden, ist die
polizeiliche und juristische Verfolgung der rassistischen und faschistischen
TäterInnen kaum wahrnehmbar. Diejenigen, die das Feuer löschen wollen
und sich „Pro NRW“ entgegenstellen, werden verfolgt.
Alle acht Personen, die im Zusammenhang mit dem 1. Mai in Ober-

hausen-Osterfeld Strafbefehle erhalten haben, nehmen die Vorwürfe nicht
hin und haben mittlerweile Einspruch eingelegt. Somit wird es zu Ge-
richtsverhandlungen kommen. Die zu erwartenden Verfahrenskosten
werden nicht unerheblich sein. Wir fordern daher alle AntifaschistInnen
und AntirassistInnen auf, sich solidarisch zu zeigen:
Kommt zu den Verhandlungen – die Termine werden wir zu gegebener
Zeit bekannt geben – und spendet für die anstehenden Verfahrenskosten!

Spendenkonto:
Förderverein Oberhausener Friedensinitiative
GLS Bank
IBAN: DE 1543 0609 6740 4253 5300
BIC: GENODEM1GLS
Verwendungszweck: Anwalt 1 . Mai

Wir bitten zudem weitere Betroffene und ZeugInnen der Vorfälle vom
1 . Mai 2015, sich an solidaritaetskomitee_1 .Mai@riseup.net zu melden.

Wir fordern daher
• Schluss mit der Kriminalisierung antifaschistischer Proteste und antifa-
schistischen Widerstands!
• Konsequente Verfolgung und Bestrafung von rassistischen und faschis-
tischen TäterInnen sowie ihrer Propaganda!
• Faschismus und Rassismus ist keine Meinung, sondern ein Verbrechen!
• Keine weiteren Genehmigungen rassistischer Kundgebungen in Ober-
hausen!

Solidaritätskomitee 1 . Mai

Dokumentation des Solidaritätsaufrufs vom Solidaritätskomitee 1 . Mai
Der RSB-Oberhausen unterstützt ebenso wie zahlreiche andere Organisationen und Gruppen diesen Aufruf.
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